
natives sind,wissen müssen, sie können ih-
re eigene Technik nur weiterentwickeln,
wenn sie die anderen mitdenken und mit-
helfen, die Teilung der Gesellschaft, also
digital divide, zu überwinden.

Böhning: Es stimmt schon, dass es ein digi-
tales Lebensgefühl in der jungen Gene-
ration gibt. Die reden nicht darüber, ob
sie jetzt ihr iPhone nutzen, sondern das
iPhone und das Netz sind Teil der sozialen
Beziehungen,von meiner eigenen Identität,
die ich im Netz spiegele. Natürlich gerät das
dort an die Grenzen, wo die Freiheit ande-
rer beschnitten würde, nichtsdestotrotz ge-
hen sie und wir damit anders um. Es ist
nicht mehr klar zu unterscheiden zwischen
realer Lebenswelt und digitaler Lebenswelt.
Weil die digitale Lebenswelt für junge Men-
schen genauso real ist wie die Straße drau-
ßen, ist es eine feste Aufgabe von uns So-

zialdemokraten, auch als emanzipatorische,
demokratische Bewegung, uns diesem Le-
bensgefühl zu nähern. Sowie es zu för-
dern, denn Kommunikationswege werden
sich fundamental verändern. Gesellschaft-
licher Diskurs konstituiert sich heute weni-
ger im Vereinsleben, im Sportverein oder
am Stammtisch, sondern zunehmend aus-
schließlich im Netz. Unsere Aufgabe sollte
es zudem sein, Bewegung in diesen sozia-
len Diskurs zu bringen, und zwar in der
Hinsicht, dass die »Blogosphäre« sich dort
nicht nur über technische Dinge aus-
tauscht, sondern das soziale, politische und
gesellschaftliche Gespräch sucht, wie es
früher auf der Agora stattgefunden hat.
Den Diskurs über Fragen des Netzes auszu-
weiten auf Fragen der Gesellschaft, das ist
für mich die eigentliche Aufgabe, die wir
als jüngere Sozialdemokraten, die wir als
digital natives aufgewachsen sind, haben.
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Zunächst ein Blick auf die Kernfunktion
der Menschenrechte in dieser Debatte
(nach Heiner Bielefeldt):

Die Verankerung der Menschenrechte
im internationalen Recht nach dem Zwei-
ten Weltkrieg ist als direkte Reaktion auf
den Schrecken dieses Krieges und insbe-

sondere den Nationalsozialismus zu sehen.
Die Menschenrechte implizieren daher
konzeptionell von Anfang an ihre unmit-
telbare und direkte Geltung. Das Grund-
gesetz bringt dies wie folgt zum Ausdruck:
»Die Würde des Menschen ist unantastbar.
Sie zu achten und zu schützen ist Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt. Das
deutsche Volk bekennt sich daher zu den
unveräußerlichen Menschenrechten als
Grundlage jeder menschlichen Gemein-
schaft. Es handelt sich mithin nicht um ein
»Schönwetterkonzept«, das nur in guten
Zeiten und unter zivilen Bedingungen gel-
ten soll. Erst recht sind die Menschen-
rechte nicht nur etwas,das man sich leisten

Volker Beck

Menschenrechte, Freiheit und innere Sicherheit

In der Debatte um die Balance von Freiheit und Sicherheit gerät vielfach aus
dem Blickfeld, dass ein zentraler Standard nicht zur Disposition gestellt werden
darf: die Einhaltung der Menschenrechte. Eine Klarstellung.

Volker Beck

(* 1960) MdB, ist Erster Parlamen-
tarischer Geschäftsführer der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen.

volker.beck@bundestag.de
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kann, wenn die Rahmenbedingungen güns-
tig sind. Derartige Argumentationsmuster
sind vielmehr kennzeichnend für totali-
täre Gesellschaften, die unter Verweis auf
die gegenwärtige Situation den aktuellen
Geltungsanspruch der Menschenrechte
verneinen bzw. relativieren.

Dass die Menschenrechte auch in Be-
drohungslagen nicht geopfert werden kön-
nen,selbst wenn eine Mehrheit dies wünscht,
folgt daraus, dass die Menschenrechte un-
veräußerlich sind.Eine den Menschenrech-
ten verpflichtete Gemeinschaft kann daher
den Kern der individuellen Freiheiten nicht
aufgeben, um – trügerische – Sicherheit zu
schaffen. Dies verdeutlicht das Grundge-
setz, indem es den durch die Menschen-
würde geschützten Kern der Freiheitsrech-
te auch einer Änderung durch den verfas-
sungsändernden Gesetzgeber entzieht.

Selbstverständlich ist es die elementare
staatliche Aufgabe, die Rechte seiner Bür-
ger zu schützen. Aus dem Blickwinkel der
Menschenrechte handelt es sich jedoch da-
bei um eine der Freiheit dienende Funk-
tion. Keineswegs ist es so, dass es ein den
Menschenrechten gleichstehendes oder
sogar vorrangiges »Recht auf Sicherheit«
gäbe. Gelegentlich gibt es Argumentations-
muster, die ein solches nahe legen wollen,
so wenn Alexander v. Humboldt – der sich
dabei wahrscheinlich im Grabe umdrehen
würde – zitiert wird (»Ohne Sicherheit ist
keine Freiheit«). Derartige Argumentatio-
nen überhöhen die Funktion des Staates
dahin, dass er die Freiheitsrechte – durch
eine repressive Politik – erst schaffen muss.
Zu betonen ist hingegen, dass das Konzept
der Menschenrechte vom gegenteiligen
Verständnis ausgeht. Art. 1 der Allgemei-
nen Menschenrechtserklärung sagt: »Alle
Menschen sind frei und gleich an Würde
und Rechten geboren.« Der Staat muss den
Menschen ihre Rechte nicht erst verschaf-
fen. Deshalb muss er, auch wenn er zum
Schutz seiner Bürger tätig wird, die Men-
schenrechte zugleich als Grundlage seines
Schutzauftrages mitdenken. »Nur in der

Achtung der Freiheit – das heißt: in der
strengen und kontrollierten Bindung an
hier und jetzt geltende Menschenrechte
kann staatliche Sicherheitspolitik ihren
Auftrag zum Schutz der Freiheit erfül-
len« (Bielefeldt). Insofern formuliert im
Grundsatz die Koalitionsvereinbarung von
Schwarz-Gelb richtig (mag man auch
zweifeln, dass hieraus in der Praxis hinrei-
chende Konsequenzen gezogen werden):
»Der Staat hat die Aufgabe, die unveräu-
ßerlichen Freiheiten jedes Einzelnen durch
politische, rechtliche und gesellschaftliche
Rahmenbedingungen umfassend zur Gel-
tung zu bringen.« Und insoweit bean-
sprucht der Satz »Im Zweifel für die Frei-
heit« Geltung.

Schließlich ist die Schutzfunktion der
Grundrechte gegen Diskriminierungen zu
betonen. Schon der zitierte Art. 1 der Men-
schenrechtserklärung verdeutlicht, dass
die Menschenrechte jeder Person in glei-
chem Maße zur Verfügung stehen. An-
knüpfend an die Erfahrungen mit dem
Nationalsozialismus betont gerade das GG
in seinen in Art. 3 verankerten absoluten
Diskriminierungsverboten: »Niemand darf
wegen seines Geschlechts, seiner Abstam-
mung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner
Heimat und Herkunft, seines Glaubens,
seiner religiösen oder politischen An-
schauungen benachteiligt oder bevorzugt
werden.« Gerade dieser Verpflichtung zu
genügen, muss Ziel einer menschenrechts-
fundierten Politik sein.

Wo verlaufen auf Grundlage meines
Verständnisses der Freiheitsrechte die Leit-
linien in der Praxis?

Die Menschenwürde schützen: Die äu-
ßerste Grenze für staatliche Maßnahmen
auch auf dem Feld der inneren Sicherheit
markiert die Menschenwürde.

Kernsatz bleibt damit, dass jeder – auch
der Gegner oder Feind – ein Träger von
Menschenrechten bleibt. Insoweit ist daher
Konzepten eine klare Absage zu erteilen
(vgl. Jakobs »Feindstrafrecht«), die z.B.
Terroristen aus den allgemein geltenden
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rechtsstaatlichen Verbürgungen ausgren-
zen wollen. Als praktizierte Politik solcher
die Menschenwürde angreifenden Politik
gegen Feinde kann man den Status – bzw.
Nicht-Status – bewerten, den die Bush-
Regierung den Häftlingen in Guantánamo
zubilligte. Ebenso verhält es sich, wenn auf-
grund von Maßnahmen des Weltsicher-
heitsrates Personen in ihrer Freiheit als
Wirtschaftssubjekt aufzutreten, nahezu
vollständig beschränkt werden, ohne dass
die Kriterien hierfür klar wären und den
Betroffenen Rechtsmittel hiergegen zur
Verfügung stünden. Der Europäische Ge-
richtshof ist dieser Praxis daher für die eu-
ropäische Rechtsgemeinschaft zu Recht
entgegen getreten.

Dass darüber hinaus die Menschen-
würde als äußerste Grenze in der prakti-
schen Diskussion auch in Deutschland be-
reits verteidigt werden muss, zeigt nicht
nur die Diskussion um die Folter oder um
die – erst vom Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) gestoppte – Überwachung auch
privatester Lebensäußerungen im geschütz-
ten häuslichen Bereich (»Großer Lausch-
angriff«), sondern auch die Diskussion um
das Luftsicherheitsgesetz. Das BVerfG hat
die Vorschrift im Luftsicherheitsgesetz, die
die staatliche Tötung Unschuldiger nicht
eindeutig genug ausschloss, zu Recht – auch
– wegen eines Verstoßes gegen die Men-
schenwürde aufgehoben. Dies war auch
deshalb nötig geworden, weil sie von Mit-
gliedern der Bundesregierung entgegen der
gesetzgeberischen Intentionen (jedenfalls
der Grünen-Fraktion) dahingehend inter-
pretiert wurde, dass sie eine Tötung Un-
schuldiger erlaubt.

Der Grundsatz der
Nicht-Diskriminierung

Die Erfahrungen unter dem Nationalso-
zialismus haben gezeigt, welche zerstöreri-
sche Kraft es hat, wenn ein Staat seine
Maßnahmen an Herkunft, politischer An-

schauung oder Religion von Menschen
orientiert.

Deshalb ist hier bereits im Vorfeld ech-
ter Benachteiligungen auf Grund solcher
Merkmale extreme Vorsicht geboten. Auch
wenn Maßnahmen, die an diese Merkmale
anknüpfen, nicht aus der niedrigen Gesin-
nung von Nationalsozialisten heraus ge-
troffen werden, so können sie doch geeig-
net sein, die zivilisatorischen Grundlagen
und unser rechtsstaatliches Gemeinwesen
grundlegend zu beschädigen.

Vielleicht ist es kein Zufall, dass gera-
de aus Großbritannien, das eine – vom
House of Lords für mit den Menschen-
rechten unvereinbar erklärte – Sicherungs-
haft für potenziell gefährliche Ausländer
eingeführt hatte (wie sie auch in Deutsch-
land immer wieder gefordert wird), der
Vorfall berichtet wurde, dass sich Fluggäste
geweigert hatten, in einem Flugzeug mit zu
fliegen, wenn nicht fremdländisch ausse-
hende Passagiere aus der Maschine ent-
fernt würden. Die Gefahren von Maßnah-
men wie der Sicherungshaft dürften daher
von Richter Lord Hoffmann in der Ent-
scheidung des House of Lords nicht ganz
falsch eingeschätzt worden sein: »The real
threat to the life of the nation, in the sense
of a people living in accordance with its
traditional laws and political values, comes
not from terrorism but from laws such as
these.«

Auch im deutschen Rechtskreis haben
sich gefährliche Tendenzen beim Merkmal
»Herkunft« in der vergangenen Legislatur
manifestiert. So konnte das BMI das seit
langem betriebene – von Bündnis 90/Die
Grünen in der rot-grünen Koalition im-
mer wieder abgewehrte – Konzept eines
Registers mit den Daten eingebürgerter
Personen (Staatsangehörigendatei) durch-
setzen. Das Diskriminierungspotenzial,
das eine solche Datei in konkreten Situa-
tionen bieten kann – etwa durch Raster-
fahndungen mit dem Kriterium Eingebür-
gerter aus einem bestimmten Herkunfts-
land – ist erheblich.
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Keine Grundpflichten der Bürger

Jeder Mensch ist mit Rechten versehen.
Deshalb erfordern staatliche Maßnahmen,
die in seinen Rechtskreis eingreifen, eine
Begründung. Nach den klassischen Regeln
waren solche Eingriffe dann zulässig,
wenn von dem Betroffenen eine Gefahr
ausging (Gefahrenabwehr, Prävention)
oder wenn er im – zu begründenden –
Verdacht stand, eine Straftat begangen zu
haben (Strafverfolgung, Repression).

Gerade im Bereich des Grundrechtes
auf informationelle Selbstbestimmung
nehmen hier die Eingriffe zu, die nicht
mehr daran anknüpfen, dass vom Bürger
Gefahren ausgehen oder er einer Straftat
verdächtig ist. Lässt man solche Eingriffe
schrankenlos oder fast schrankenlos zur
Beförderung guter Zwecke zu, so löst sich
das Recht auf Freiheit nahezu vollständig
auf. Die Bürger werden Grundpflichten
gegenüber dem Staat unterworfen. Damit
verflüchtigt sich die individuelle Freiheit.
Deshalb ist daran festzuhalten, dass derar-
tige Eingriffe nur in extremen und kon-
kreten Gefahrensituationen zulässig sein
können. Eine Pflicht des Bürgers solche
Eingriffe zu dulden, kann nur in solchen
Gefahrensituationen toleriert werden.

Ein besonders eklatantes Beispiel für
eine Grenzüberschreitung, die ungefähr-
liche und unschuldige Bürger mit generel-
len Pflichten überziehen will, auch ohne
dass eine konkrete Gefahrenlage vorhan-
den sein muss, ist die Vorratsdatenspeiche-
rung. Aufgrund von Europarecht sah sich
die Bundesregierung veranlasst, ein Gesetz
durch den Bundestag zu bringen, das die
anlass- und verdachtslose Speicherung der
Verkehrsdaten (etwa Rufnummern) aller
Menschen vorsieht, die über das Internet
oder das Telefon miteinander kommuni-
zieren, damit diese Daten später unter – viel
zu niedrigen Voraussetzungen – im Einzel-
fall zur Strafverfolgung oder nach Maßgabe
von Landesrecht auch zur Gefahrenabwehr
genutzt werden können. Viele Menschen,

auch MdBs von Bündnis 90/Die Grünen,
haben die Vorratsdatenspeicherung daher
beim BVerfG zu Recht mit der Verfassungs-
beschwerde angegriffen. Wenn diese Maß-
nahme mit den nationalen und den euro-
päischen Grundrechten vereinbar wäre, so
ließe sich beinahe jede verdachtslose Spei-
cherung von Bürgerdaten mit der Begrün-
dung rechtfertigen, man könne diese Daten
später noch einmal benötigen. Um die-
ser die Menschenrechte aller Europäer ge-
fährdende Maßnahme einen Riegel vorzu-
schieben, wäre es wünschenswert, dass das
BVerfG die Sache mit einem klaren Votum
dem Europäischen Gerichtshof vorlegte,
damit dieser die Vorratsdatenspeicherung
für nichtig erklärt. Denn leider ist nicht zu
hoffen, dass die neue Bundesregierung
ernsthafte Schritte unternimmt, um zu ei-
ner grundrechtskonformen Situation zu-
rück zu kehren.

Die Aufgabe der Politik

Folgende Beschreibung von Winfried Has-
semer ist nach den oben gemachten Fest-
stellungen zutreffend: »Im Spannungsfeld
von Freiheit und Sicherheit bewegen wir
uns seit geraumer Zeit hin zum Pol der
Sicherheit.Das geht zu Lasten der Freiheit.«
Die Balance von Freiheit und Sicherheit ist
daher konkret gefährdet. Teils sichern nur
noch die Gerichte – BVerfG und Euro-
päischer Gerichtshof – die äußersten Gren-
zen der Freiheit. Das darf nicht so bleiben.
Unser politischer Auftrag ist es, dass das
Parlament selbst wieder seiner Aufgabe ge-
recht wird, die Freiheit der Bürger zu schüt-
zen und Deutschland und die Europäische
Union zu einer menschenrechtsorientier-
ten Politik zurück findet.

Dies bedeutet auch, in der Sicherheits-
politik nicht immer alles zu machen, was
verfassungsrechtlich gerade noch geht,
und sich stattdessen auf das Notwendige
und unbedingt Erforderliche in diesem
Rahmen zu beschränken.
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